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Vereinssatzung 
der Ausbildungspartnerschaft Berufskraftfahrer 

 
 

§ 1 
Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen „Ausbildungspartnerschaft Berufskraftfahrer“. 
(2) Er hat den Sitz in Bremerhaven. 
(3) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung wird 

dem Namen der Zusatz „e. V.“ beigefügt. 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 
Vereinszweck 

(1) Der Zweck des Vereins ist die ideelle und materielle Förderung der Entwicklung 
und Durchführung von Maßnahmen der Bildung und Erziehung mit dem Ziel der 
abgeschlossenen Berufsausbildung zum Berufskraftfahrer, insbesondere Aus-
bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen für Auszubildende und Ausbilder. 
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Zusammenarbeit 
von Schulen, Lehrern, Berufsverbänden und Unternehmen der Wirtschaft. 

(2) Der Verein kann auch als Förderverein i. S. d. § 58 Nr. 1 AO auftreten. Zweck 
des Vereins ist dann die Beschaffung von Mitteln zur Förderung des o. g. 
Zwecks. 

 
 

§ 3 
Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-
den. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
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§ 4 
Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden, die 
seine Ziele unterstützt. 

(2) Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. 
(3) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. 
(4) Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht dem/der Bewer-

ber/in die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig 
entscheidet. 

(5) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung des 
Vereins. 

(6) Der Austritt eines Mitgliedes ist durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vor-
stand mit einer Frist von sechs Monaten jeweils zum Ende des Geschäftsjahres 
zu erklären. 

(7) Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereins schwer versto-
ßen hat oder trotz Mahnung mit dem Beitrag länger als sechs Monate im Rück-
stand bleibt, so kann es durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausge-
schlossen werden. 
Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung 
bzw. Stellungnahme gegeben werden; hierzu ist das Mitglied mit einer Mindest-
frist von 10 Tagen schriftlich aufzufordern. 
Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederver-
sammlung zu, die schriftlich binnen eines Monats an den Vorstand zu richten 
ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des Vereins endgültig. 

(8) Die Beendigung der Mitgliedschaft befreit nicht von der Erfüllung etwaiger noch 
bestehender Verpflichtungen gegenüber dem Verein. 

(9) Rechte am Vermögen des Vereins erlöschen mit Beendigung der Mitgliedschaft. 
 
 

§ 5 
Beiträge 

(1) Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitglieder-
versammlung. Zur Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine einfache 
Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten 
Vereinsmitglieder erforderlich. 

(2) Der jährliche Mitgliedsbeitrag ist auch in vollem Umfang zu zahlen, wenn die 
Mitgliedschaft während des Jahres beginnt oder endet. 
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§ 6 
Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 
a) der Vorstand 
b) die Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung kann die Bildung eines Beirats beschießen. 
 
 

§ 7 
Der Vorstand 

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens fünf Mitgliedern. 
(2) Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder, darunter der Vorsitzende oder 

der stellvertretende Vorsitzende, vertreten. 
(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 3 Jahren, 

gerechnet von der Wahl an, gewählt. Unbenommen davon ist die Möglichkeit 
der Abwahl des Vorstandes durch die Mitgliederversammlung. Die Wiederwahl 
der Vorstandsmitglieder ist möglich. Der Vorstand bleibt so lange im Amt, bis 
ein neuer Vorstand gewählt ist.  

(4) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den stellvertretenden 
Vorsitzenden. 

(5) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Er übt 
seine Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(6) Vorstandssitzungen finden jährlich mindestens einmal statt. Die Einladung zu 
Vorstandssitzungen erfolgt schriftlich unter Einhaltung einer Einladungsfrist von 
mindestens 7 Tagen. 

(7) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder 
anwesend ist. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des stellvertretenden Vorsitzenden. 

(8) Beschlüsse des Vorstandes können auch schriftlich, in Textform, elektronisch, 
fernmündlich oder per E-Mail gefasst werden, wenn sich alle Vorstandsmit-
glieder damit einverstanden erklären oder sich an der Abstimmung beteiligen. 
Auf diese Weise gefasste Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen, zu unter-
zeichnen und allen Vorstandsmitgliedern schriftlich zur Kenntnis zu geben. 

 
 

§ 8 
Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich einzuberufen. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das 
Vereinsinteresse erfordert oder wenn die Einberufung von einem Viertel der 
Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
verlangt wird. 
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(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich oder auf elektro-
nischem Wege per E-Mail durch den Vorsitzenden unter Wahrung einer Ein-
ladungsfrist von mindestens zwei Wochen bei gleichzeitiger Bekanntgabe der 
Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungs-
schreibens folgenden Tag. Es gilt das Datum des Poststempels oder der E-Mail. 
Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die 
letzte vom Mitglied des Vereins schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet 
war. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben 
gehören insbesondere die Wahl und Abwahl des Vorstands, Entlastung des 
Vorstands, Entgegennahme der Berichte des Vorstandes, Wahl der Rech-
nungsprüfer/innen Festsetzung von Beiträgen und deren Fälligkeit, Beschluss-
fassung über die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über die Auflösung 
des Vereins, Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern in 
Berufungsfällen, Entscheidung über Grund- und Darlehensgeschäfte, soweit sie 
100 TEUR überschreiten sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der 
Satzung oder nach dem Gesetz ergeben. 

(5) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorsitzendem oder einem Vor-
standsmitglied geleitet. Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Schrift-
führer zu wählen. 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Stimmenthaltungen und ungül-
tige Stimmen bleiben außer Betracht. 

 
 

§ 9 
Geschäftsführung 

Der Vorstand kann zur Erfüllung seiner Aufgaben bis zu zwei Geschäftsführer 
bestellen. Diese(r) sind (ist) berechtigt, an den Sitzungen des Vorstands mit beraten-
der Stimme teilzunehmen. Der(Die) Geschäftsführer kann(können) gleichzeitig Vor-
standsmitglied(er) sein. 
 
 

§ 10 
Rechnungsprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von einem Jahr zwei 
Rechnungsprüfer. Diese dürfen nicht Mitglied des Vorstands sein. Wiederwahl 
ist zulässig. 
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(2) Die Rechnungsprüfer haben die Kasse des Vereins einschließlich der Bücher 
und Belege mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu 
prüfen und der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht zu erstatten. Bei 
ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte hat ein Kassenprüfer die Ent-
lastung der Geschäftsführer und der Vorstandsmitglieder zu beantragen. 

 
 

§ 11 
Satzungsänderung 

Für Satzungsänderungen ist eine Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Ver-
einsmitglieder erforderlich. Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederver-
sammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in 
der Einladung zur Mitgliederversammlung hingewiesen wurde und der Einladung so-
wohl der bisherige als auch der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt sind. 
 
 

§ 12 
Beurkundung von Beschlüssen 

Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederversammlungen gefassten Beschlüsse 
sind schriftlich niederzulegen und vom ersten Vorsitzenden und dem Schriftführer 
(gegebenenfalls dem Geschäftsführer) zu unterzeichnen. 
 
 

§ 13 
Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 3/4-Mehrheit der in der 
Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss 
kann nur nach rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederver-
sammlung gefasst werden. 

(2) Bei der Auflösung des Vereines oder dem Wegfall des bisherigen Vereins-
zwecks ist das Vereinsvermögen steuerbegünstigten Zwecken im Bereich der 
Jugendarbeit zuzuführen. Vor dem Beschluss über die Verwendung, die die 
Mitgliederversammlung im Auflösungsbeschluss zu treffen hat, ist die Einwilli-
gung des zuständigen Finanzamtes einzuholen. 

 
 

§14 
Haftungsausschluss 

(1) Die Haftung des Vereins sowie der Vorstandsmitglieder beschränkt sich auf 
eine vorsätzliche Pflichtverletzung durch die Mitglieder des Vorstands. Die Haf-
tung für fahrlässiges Verhalten der Organe sowie für jedwedes Verschulden der 
Erfüllungsgehilfen gegenüber den Vereinsmitgliedern wird ausgeschlossen. 
Soweit Schadenersatzansprüche der Vereinsmitglieder gegen den Verein bzw.  
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gegen handelnde Vereinsmitglieder in Rede stehen, hat der Geschädigte auch 
das Verschulden des für den Verein Handelnden und die Kausalität zwischen 
Pflichtverletzung und Schaden zu beweisen. Eine unmittelbare Haftung der 
Vereinsmitglieder, insbesondere des Vorstands, für Schadenersatzansprüche 
gegen den Verein ist ausgeschlossen. 

(2) Der Verein ist gegenüber den Vorstandsmitgliedern dazu verpflichtet, diese von 
allen gegen sie gerichteten Ansprüche, die aus ihrer Tätigkeit für den Verein 
entstehen, freizustellen, soweit die Ansprüche nicht auf einer vorsätzlichen 
Pflichtverletzung beruhen. 

 
 

§ 15 
Gerichtsstand 

Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Ansprüche und Streitigkeiten zwischen dem 
Verein und den Mitgliedern ist Bremerhaven. 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten der Satzung 

Vorstehende Satzung wurde am 28.01.2010 beschlossen. 
 
 
 
 
Bremen, 28.01.2010 
 
 
 
 
........................................................................................................................................ 

(Unterschriften) 


